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Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach
§ 8 des Kommunalabgabengesetzes für

straßenbauliche Maßnahmen der Gemeinde
Briesen  Straßenbaubeitragssatzung 

Aufgrund der §§ 5 und 35 Abs. 2 Nr. 10
und 15 der Gemeindeordnung (GO) für das
Land Brandenburg in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001
(GVBl. I S. 154) zuletzt geändert durch Art.
1 des Gesetzes zur Zusammenführung von
überörtlicher Prüfung und allgemeiner Kom-
munalaufsicht vom 22. Juni 2005 (GVBl. I
S. 210) und der §§ 1, 2, 8, 10a und 12
des Kommunalabgabengesetzes für das
Land  Brandenburg (KAG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 31. März 2004
(GVBl. I S. 174), zuletzt geändert durch 2.
Gesetz zur Änderung des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Brandenburg
vom 26. April 2005 (GVBl. I S. 170) hat
die Gemeindevertretung der Gemeinde
Briesen am 24.11.2005 die folgende Sat-
zung über die Erhebung von Beiträgen
für straßenbauliche Maßnahmen (Straßen-
baubeitragssatzung - SBBS) beschlossen.

§ 1 Allgemeines

(1) Zur teilweisen Deckung des Aufwandes
für die Herstellung, Anschaffung, Erwei-
terung, Erneuerung und Verbesserung ihrer
öffentlichen Straßen, Wege und Plätze
(öffentliche Einrichtungen und Anlagen) ins-
gesamt, in Abschnitten oder Teilen, erhebt
die Gemeinde Briesen, nachfolgend als
Gemeinde bezeichnet, sofern Erschließungs-
beiträge nach den §§ 127 ff. BauGB nicht
erhoben werden können, nach Maßgabe
dieser Satzung Beiträge von den Pflichti-
gen i.S.d. § 10, denen die Möglichkeit der
Inanspruchnahme dieser öffentlichen Ein-
richtungen wirtschaftliche Vorteile bietet.

(2) Für die laufende Unterhaltung und
Instandsetzung der öffentlichen Straßen,
Wege und Plätze werden keine Beiträge
erhoben.

(3) Die Gemeinde ermittelt den beitrags-
fähigen Aufwand jeweils für die einzelne
Ausbaumaßnahme (Anlage). Sie kann den
Aufwand auch hiervon abweichend für
bestimmte Teile einer Maßnahme (Auf-
wandsspaltung) oder für einen selbständig
nutzbaren Abschnitt einer Maßnahme
(Abschnittsbildung) gesondert ermitteln
oder bei seiner Ermittlung mehrere Maß-
nahmen zu einer Abrechnungseinheit
zusammenfassen.

(4) Zu den Anlagen gehören auch Wohn-
wege, die aus tatsächlichen oder rechtli-
chen Gründen nicht mit Kraftfahrzeugen
befahren werden können.

(5) Inhalt und Umfang der beitragsfähigen
Ausbaumaßnahme werden durch das Bau-
programm bestimmt. Das Bauprogramm
wird durch die Gemeindevertretung form-
los festgelegt, es kann bis zu seiner voll-
ständigen Erfüllung jederzeit abgeändert
werden.

§ 2 Beitragsfähiger Aufwand

Der beitragsfähige Aufwand wird nach den
tatsächlichen und für die beitragsfähige
Maßnahme entstandenen Kosten ermittelt.
Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die
tatsächlich entstandenen Kosten für:
1. den Erwerb (einschließlich aufstehender

Bauten und Erwerbsnebenkosten) der für
die Herstellung, Erweiterung, Erneuerung
oder Verbesserung der öffentlichen Ein-
richtungen benötigten Grundstücks-
flächen, hierzu zählen auch der Wert der
von der Gemeinde aus ihrem Vermögen
für diese Maßnahme zur Verfügung gestell-
ten Grundstücksflächen zum Zeitpunkt
der Bereitstellung sowie die Kosten die-
ser Bereitstellung, die anteilig den nach-
folgenden beitragsfähigen Maßnahmen
zugeordnet werden;

2. die Beauftragung Dritter mit der Planung,
Bauleitung und -überwachung, Vermes-
sung u. ä. und die Verwaltungskosten,
die anteilig den nachfolgenden beitrags-
fähigen Maßnahmen zugeordnet werden;

3. die Freilegung der für die Durchführung
der Maßnahme erforderlichen Flächen;

4. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Erneuerung oder Verbesserung der
Fahrbahn einschließlich Unterbau, Ober-
fläche (Decke) sowie zur bestimmungs-
gemäßen Funktion der öffentlichen Ein-
richtung notwendige Erhöhungen oder
Vertiefungen (Niveauausgleich) und die
Anschlüsse an andere Straßen; 

5. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung von
Wegen und Plätzen in entsprechender
Anwendung von Nr. 4;

6. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Erneuerung oder Verbesserung in
entsprechender Anwendung von Nr. 4 für
a) die Fahrbahnen;
b) die Gehwege;
c) die Radwege;
d) die kombinierten Geh- und Radwege;
e) Trenn-, Seiten-, Rand- 

und Sicherheitsstreifen;
f) Randsteine, Schrammborde, 

Rinnen und Bordsteine
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g) Einrichtung für die Oberflächenentwässerung 
h) selbständige Böschungen, Schutz- und Stützmauern
i) Brunnenanlagen, Parkflächen, Bushaltebuchten und Grünan-

lagen (Straßenbegleitgrün in Form von Bäumen, Sträuchern,
Rasen- und anderen Grünflächen) soweit sie Bestandteil der
öffentlichen Einrichtung (Verkehrsanlagen) sind;

j) die Beleuchtungseinrichtungen;
k) die Mischflächen, Mischverkehrsflächen, Fußgängerzonen

oder verkehrsberuhigte Bereiche;
l) Möblierung (fest aufgestellte Papierkörbe, Sitzbänke und Fahr-

radständer)
7. Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten die zum Aus-

gleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfähige Maß-

nahme bewirkten Eingriffs in Natur und Landschaft zu erbringen
sind.

§ 3 Vorteilsbemessung

(1) Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des öffentlichen Interesses
von dem beitragsfähigen Aufwand den Teil, der auf die Inan-
spruchnahme der öffentlichen Einrichtungen durch die Allge-
meinheit oder die Gemeinde entfällt. Den übrigen Teil des Auf-
wandes haben die Beitragspflichtigen zu tragen.

(2) Die Anteile der Gemeinde und der Beitragspflichtigen am bei-
tragsfähigen Aufwand betragen: 

Straßenart/Teileinrichtung Anteile in %
Gemeinde   Beitragspflichtige

1. bei Anliegerstraßen
a) die Fahrbahnen; 30 70
b) die Gehwege; 35 65
c) die Radwege; 25 75
d) die kombinierten Geh- und Radwege; 25 75
e) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen; 25 75
f) Randsteine, Schrammborde, Rinnen und Bordsteine 25 75
g) Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung 25 75
h) selbständige Böschungen, Schutz- und Stützmauern; 25 75
i) Brunnenanlagen, Parkflächen, Bushaltebuchten und Grünanlagen 

(Straßenbegleitgrün in Form von Bäumen, Sträuchern, Rasen und anderen 
Grünflächen) soweit sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtung (Verkehrsanlagen) sind; 25 75

j) die Beleuchtungseinrichtungen; 25 75
k) die Mischflächen, Mischverkehrsflächen, Fußgängerzonen

oder verkehrsberuhigte Bereiche; 25 75
l) Möblierung (fest aufgestellte Papierkörbe, Sitzbänke und Fahrradständer) 25 75

2. bei Haupterschließungsstraßen (Durchgangsstraßen)
a) die Fahrbahnen; 60 40
b) die Gehwege; 50 50
c) die Radwege; 50 50
d) die kombinierten Geh- und Radwege; 50 50
e) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen; 50 50
f) Randsteine, Schrammborde, Rinnen und Bordsteine 50 50
g) Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung 60 40
h) selbständige Böschungen, Schutz- und Stützmauern; 60 40
i) Brunnenanlagen, Parkflächen, Bushaltebuchten und Grünanlagen (Straßenbegleitgrün 

in Form von Bäumen, Sträuchern, Rasen- und anderen Grünflächen) soweit sie 
Bestandteil der öffentlichen Einrichtung (Verkehrsanlagen) sind; 50 50

j) die Beleuchtungseinrichtungen; 65 35
k) die Mischflächen, Mischverkehrsflächen, Fußgängerzonen

oder verkehrsberuhigte Bereiche; 60 40
l) Möblierung (fest aufgestellte Papierkörbe, Sitzbänke und Fahrradständer) 50 50

3. bei Hauptverkehrsstraßen (Durchgangsverkehr)
a) die Fahrbahnen; 80 20
b) die Gehwege; 50 50
c) die Radwege; 60 40
d) die kombinierten Geh- und Radwege; 65 35
e) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen; 50 50
f) Randsteine, Schrammborde, Rinnen und Bordsteine 50 50
g) Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung 90 10
h) selbständige Böschungen, Schutz- und Stützmauern; 70 30
i) Brunnenanlagen, Parkflächen, Bushaltebuchten und Grünanlagen (Straßenbegleitgrün 

in Form von Bäumen, Sträuchern, Rasen- und anderen Grünflächen) soweit sie 
Bestandteil der öffentlichen Einrichtung (Verkehrsanlagen) sind; 50 50

j) die Beleuchtungseinrichtungen; 70 30
k) die Mischflächen, Mischverkehrsflächen, Fußgängerzonen

oder verkehrsberuhigte Bereiche; 70 30
l) Möblierung (fest aufgestellte Papierkörbe, Sitzbänke und

Fahrradständer) 65 35
4. bei Gemeindeverbindungsstraßen

a) die Fahrbahnen; 90 10
b) die Gehwege; 85 15
c) Radwege; 90 10
d) die kombinierten Geh- und Radwege; 90 10
e) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen; 90 10
f) Randsteine, Schrammborde, Rinnen und Bordsteine 90 10
g) Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung 90 10
h) selbständige Böschungen, Schutz- und Stützmauern; 90 10
i) Brunnenanlagen, Parkflächen, Bushaltebuchten und Grünanlagen (Straßenbegleitgrün

in Form von Bäumen, Sträuchern, Rasen- und anderen Grünflächen) soweit sie 
Bestandteil der öffentlichen Einrichtung (Verkehrsanlagen) sind; 90 10
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j) die Beleuchtungseinrichtungen; 80 20
k) die Mischflächen, Mischverkehrsflächen, Fußgängerzonen

oder verkehrsberuhigte Bereiche; 90 10
l) Möblierung (fest aufgestellte Papierkörbe, Sitzbänke und Fahrradständer) 90 10

5. Sonstige Fußgängerstraßen regeln sich nach Punkt 1.
6. Bei Gemeindestraßen im Außenbereich, die nicht Gemeinde-
verbindungsstraßen sind
als Gemeinde- und als Anteil der Beitragspflichtigen jeweils 50 %
zu erheben.

(3) Im Sinne von Abs. 2 gelten als:
Anliegerstraßen
Straßen, die ausschließlich oder überwiegend der Erschließung der
angrenzenden Grundstücken oder der durch eine Zuwegung mit
ihnen verbundenen Grundstücke dienen;
Haupterschließungsstraße (Durchgangsstraße)
Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und überwiegend
dem Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im
Zusammenhang bebauten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Haupt-
verkehrsstraßen sind
Hauptverkehrsstraßen
Straßen, die überwiegend dem durchgehenden innerörtlichen oder
überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-,
Landes- und Kreisstraßen 
Sonstige Fußgängerstraßen
Anliegerstraßen und Wohnwege, die in ihrer gesamten Breite
dem Fußgängerverkehr dienen, auch wenn die Nutzung für den
Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist. 
Gemeindeverbindungsstraßen
Gemeindestraßen außerhalb der geschlossenen Ortslage und außer-
halb eines im Bebauungsplan festgesetzten Baugebietes, die über-
wiegend dem Verkehr zwischen benachbarten Gemeinden oder
Gemeindeteilen dienen oder zu dienen bestimmt sind.

(4) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts ande-
res bestimmt, zunächst zur Deckung der Anteile der Gemeinde
zu verwenden.

(5) Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sachliche
Beitragspflicht durch eine ergänzende Satzung von den Anteilen
nach Abs. 2 abweichen, wenn wichtige Gründe für eine andere Vor-
teilsbemessung sprechen.

(6) Bei dem Ausbau eines Gehweges, eines Radweges oder kom-
binierten Geh- und Radweges nur an einer Seite von Straßen, Wegen
oder Plätzen wird der dadurch bedingte Vorteil für die Grundstücke
beider Seiten stets gleich hoch bemessen.

§ 4 Verteilung des beitragsfähigen Ausbauaufwands

(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach Abzug des Gemeinde-
anteils auf die Grundstücke des Abrechnungsgebietes verteilt, von
denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten
Erschließungsanlage oder eines bestimmten Abschnitts von ihr
besteht (berücksichtigungsfähige Grundstücke). Zu den Grund-
stücken des Abrechnungsgebietes gehören auch die im Eigentum
der Gemeinde stehenden Grundstücke, soweit sie privatrechtlich
genutzt werden. Der umlagefähige Beitrag berechnet sich aus ermit-
telter Grundstücksfläche vervielfacht mit dem Nutzungsfaktor (dem
Vollgeschossfaktor mal dem Gebietszuschlag) und dem Beitrags-
satz je m2, der sich aus der Division der umlagefähigen Gesamt-
kosten der Baumaßnahme durch die beitragsfähige Gesamtfläche
der durch die Maßnahme berücksichtigungsfähigen Grundstücken
ergibt. Die anrechenbare Grundstücksfläche und die Anzahl der
Vollgeschosse wird nach Art und Maß der Nutzung gemäß den fol-
genden Absätzen ermittelt. Grundstück in diesem Sinne ist regel-
mäßig jeder demselben Eigentümer gehörende Teil der Grund-
fläche, der selbstständig baulich oder gewerblich genutzt werden
kann (wirtschaftlicher Grundstücksbegriff).

(2) Als Grundstücksfläche gilt:
1. bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes, eines

Vorhaben- und Erschließungsplanes (VEP)  oder einer Satzung
nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die gesamte Fläche, die vom
Bebauungsplan, dem VEP oder der Satzung gemäß § 34 BauGB
erfasst wird;

2. bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan, kein VEP oder

keine Satzung besteht, die aber innerhalb eines im Zusammen-
hang bestehenden Ortsteils liegen (§ 34 BauGB, unbeplanter
Innenbereich), die Gesamtfläche des Grundstücks;

3. bei Grundstücken, die über die sich nach Nr. 1 und 2 ergeben-
den Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt werden
oder mit der gesamten Grundstücksfläche im Außenbereich (§
35 BauGB) gelegen sind und 
a) die mit einer Grundstücksgrenze an der öffentlichen Einrich-

tung angrenzen, die Fläche zwischen der der öffentlichen Ein-
richtung zugewandten Grundstücksseite und einer dazu ver-
laufenden Parallelen, deren Abstand von der Grenze der bau-
ordnungsrechtlich zulässigen Bebauung oder gewerblichen
Nutzung bestimmt wird;

b) bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Einrichtung
angrenzen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehören-
den oder privaten Weg mit dieser verbunden sind, die Fläche
von der zu der öffentlichen Einrichtung liegenden Grund-
stücksseite und einer dazu verlaufenden Parallelen, deren
Abstand von der Grenze der bauordnungsrechtlich zulässi-
gen Bebauung oder gewerblichen Nutzung bestimmt wird,
wobei der zum Grundstück gehörende oder der verbinden-
de private Weg bei der Berechnung unberücksichtigt bleibt;

c) bei Grundstücken, bei denen die tatsächliche Bebauung oder
gewerbliche Nutzung über die Tiefenbegrenzung nach Abs. 2
Nr. 3 a) oder b) hinausgeht; die Tiefe der tatsächlichen Bebau-
ung oder der gewerblichen Nutzung;

4. bei Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, sondern
nur in vergleichbarer Weise (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibä-
der, Dauerkleingärten i. S. d. Bundeskleingartengesetzes –
BKleingG) genutzt werden und bei Grundstücken, die nur in ande-
rer Weise nutzbar sind (z. B. landwirtschaftlich genutzte Grund-
stücke), die Gesamtfläche des Grundstücks;

5. Bei Eckgrundstücken und Mehrfacherschließung wird der sich
nach Absatz 1 ergebene Betrag nur zu zwei Dritteln erhoben. 

(3) Der Vollgeschossfaktor beträgt für das erste Vollgeschoss 1 und
wird für jedes weitere Vollgeschoss um 0,3 erhöht. Als Vollge-
schosse im Sinne dieser Satzung gelten Vollgeschosse gem. der
Brandenburgischen Bauordnung in der jeweils gültigen Fassung.
So werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken
je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise genutzten
Grundstücken je 2,50 m Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein
Vollgeschoss gerechnet.

(4) Als Zahl der Vollgeschosse i.S.d. Abs. 3 gilt:
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchst-

zulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Voll-

geschosse nicht festgesetzt ist, gilt als Zahl der Vollgeschosse
die durch 2,8 geteilte Baumassenzahl auf ganze Zahlen gerun-
det, wobei Bruchzahlen ab 0,5 auf-unter 0,5 abgerundet wer-
den;

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errich-
tet werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss;

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem Voll-
geschoss;

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine industrielle
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei Voll-
geschossen;

f)  für Flächen außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebau-
ungsplanes oder für Flächen, für die ein Bebauungsplan die Zahl
der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe
nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse bei bebau-
ten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhan-
denen Vollgeschosse, mindestens jedoch aus der nach der Eigen-
art der näheren Umgebung gemäß § 34 BauGB höchstzulässi-
gen Zahl der Vollgeschosse,

g) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl
der auf den Grundstücken der näheren Umgebung höchst-
zulässigen Zahl der Vollgeschosse;

h) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind,
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wird das Kirchengebäude als eingeschossiges Gebäude behan-
delt.

(5) Die nach den Absätzen 2 bis 4 ermittelte Grundstücksfläche
wird vervielfacht:
a) mit 0,3 wenn das Grundstück nur in einer der baulichen oder

gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise nutzbar ist oder
genutzt wird (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauer-
kleingärten i. S. d. BKleingG);

b) mit 0,03 wenn das Grundstück ohne Bebauung oder gewerbli-
che Nutzung, sondern nur in anderer Weise in landwirtschaftli-
cher Nutzung als Grün-, Acker- oder Gartenland sowie bei Wald-
bestand oder nutzbaren Wasserflächen nutzbar ist.

c) mit 1,2 wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich beste-
henden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4a BauNVO); Dorfgebietes (§
5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne aus-
drückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsgebie-
tes überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der gewerb-
lichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Verwaltungs-, Schul-, Post-
und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt wird;

d) mit 1,4 wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich beste-
henden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Kerngebietes (§ 7 BauN-
VO), Sondergebietes (§ 11 BauNVO)  oder Industriegebiet  (§ 9
Bau NVO) liegt;

e) mit 1,6 wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich beste-
henden ( § 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewie-
senen Industriegebietes ( § 9  BauNVO ) liegt.

§ 5 Verteilungsregelung für Außenbereichsgrundstücke und
Grundstücke mit sonstiger Nutzung

(1) Für Außenbereichsgrundstücke wird der nach den §§ 2 und 3
auf die Beitragspflichtigen entfallende umlagefähige Aufwand auf
die Grundstücke unter Berücksichtigung der nachfolgenden Absät-
ze nach dem Verhältnis verteilt, in dem die Grundstücke zueinan-
der stehen. Grundstück in diesem Sinne ist regelmäßig jeder dem-
selben Eigentümer gehörende Teil der Grundfläche, der selbst-
ständig baulich oder gewerblich genutzt werden kann (wirtschaftlicher
Grundstücksbegriff).

(2) Für den Nutzungsfaktor nach § 4 Abs. 1 gelten anstelle der Rege-
lung des § 4 Abs. 3 bis 5 bei den Grundstücken:
1. die ohne Bebauung sind, bei

a) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren 
Wasserflächen 0,02

b) Nutzung als Grünland, Ackerland oder 
Gartenland 0,03

c) Flächen die von jedermann genutzt werden 
können (öffentliche Angerbereiche, Spielplätze, 
Wasserflächen, Parkanlagen u. ä.) 0,04

d) gewerblicher Nutzung (z. B. Bodenabbau) 1,00
2. für landwirtschaftlich genutzte Bebauung im 

Außenbereich (hierbei werden Flächen der 
Gebäude, eventuell umschlossene Hofflächen 
sowie dazugehörige befestigte Funktionalflächen       
berechnet)         1,00

3. die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung 
vergleichbaren Weise genutzt werden 
(z. B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, 
Dauerkleingärten, Campingplätze ohne Bebauung) 0,3

4. auf ihnen Wohnungsbebauung, landwirtschaftliche 
Hofstellen oder landwirtschaftliche Nebengebäude 
(z. B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, 
die sich rechnerisch aus der Grundfläche der vorhandenen 
Baulichkeit geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, 1,00
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und 

jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss; 
für die Restfläche gilt Nr. 1,

5. die als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung 
besteht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der 
Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die 
Grundflächenzahl 0,2, ergibt, 1,00
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes 
weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss; 
für die Restfläche gilt Nr. 3,

6. die gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, 
die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten 
geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, 1,5
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite 
und jedes weitere tatsächlich vorhandene 
Vollgeschoss; für die Restfläche gilt Nr. 1,

7. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung 
nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung 
erfassten Teilflächen, die:
a)  mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder 

Gewerbebetrieben dienen, 1,5
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite 
und jedes weitere tatsächlich vorhandene 
Vollgeschoss; für die Restfläche gilt Nr. 1,

b)   mit sonstigen Baulichkeiten oder 
ohne Bebauung 1,0
mit Zuschlägen von je 0,25 für das 
zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene 
Vollgeschoss; für die Restfläche gilt Nr. 1, 

(3) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 4 Abs. 3.

§ 6 Aufwandsspaltung

(1) Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßen-
baubeitrag selbständig erhoben werden für:
a) den Erwerb der für die öffentliche Einrichtung benötigten Grund-

stücksflächen;
b) die Freilegung der öffentlichen Einrichtung;
c) die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Ver-

besserung der Straßen und Wege ohne Gehweg, Radwege, kom-
binierte Geh- und Radwege sowie ohne Entwässerungs- und
Beleuchtungseinrichtungen;

d) die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Ver-
besserung der Gehwege, Radwege oder kombinierte Geh- und
Radwege oder eines von Ihnen;

e) die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Ver-
besserung der Oberflächenentwässerung der öffentlichen Ein-
richtung;

f) die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Ver-
besserung der Beleuchtungseinrichtungen der öffentlichen Ein-
richtung;

g) die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Ver-
besserung der Parkflächen;

h) die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Ver-
besserung der Grünanlagen;

i) Mischflächen, Fußgängerzonen oder verkehrsberuhigte Bereiche,
einschließlich Unterbau, Oberfläche sowie zur bestimmungs-
gemäßen Funktion der öffentlichen Einrichtung notwendiger
Erhöhungen oder Vertiefungen.

(2) Für selbständig benutzbare Abschnitte einer Erschließungsan-
lage kann der Aufwand selbständig ermittelt und erhoben werden.

(3) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere
Straßenabschnitte, für die sich nach § 3 Abs. 2 unterschiedliche
Anteile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenab-
schnitte gesondert abzurechnen.

§ 7 Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitrags-
fähigen Maßnahme.

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitrags-
pflicht mit der Beendigung der Teilmaßnahme und dem Anspruch
der Aufwandsspaltung.

(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten ent-
steht die Beitragspflicht mit der Beendigung der Abschnittsmaß-
nahme und dem Abschnittsbildungsbeschluss.

(4) Die in Abs. 1 bis 3 genannten Maßnahmen sind erst dann been-
det, wenn die technischen Arbeiten entsprechend dem von der
Gemeindevertretung aufgestellten Bauprogramm fertiggestellt sind,
der Aufwand berechenbar ist und die in den Fällen der Abs. 1 bis
3 jeweils erforderlichen Grundflächen im Eigentum der Gemeinde
stehen.



§ 8 Vorausleistungen/ Ablösung

(1) Auf die künftige Abgabenschuld nach § 1 können Vorauslei-
stungen verlangt werden, sobald mit der Maßnahme begonnen
wurde. Die Vorausleistung kann bis zur Höhe des voraussichtlichen
Beitrages erhoben werden.

(2) In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist,
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden. Zur Feststel-
lung des Ablösungsbeitrages ist der für die Straßenbaumaßnahme
i.S.d. § 1 entstehende Aufwand anhand der Kosten für vergleich-
bare Maßnahmen zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 2 bis 5
auf die Grundstücke zu verteilen, denen die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme der betreffenden öffentlichen Einrichtungen beson-
dere wirtschaftliche Vorteile bietet. Der Ablösungsbeitrag muss
auch den Anteil der Straßenbaukosten umfassen, der gem. § 3 von
der Allgemeinheit zu tragen wäre.

(3) Soweit sich ein Dritter durch öffentlich-rechtlichen Vertrag gegenü-
ber der Gemeinde verpflichtet, neben dem Ablösebetrag nach
Absatz 2 auch den Anteil der Straßenbaukosten zu übernehmen,
der gem. § 3 Abs. 2 von der Allgemeinheit zu tragen wäre, kann für
die jeweilige Straßenbaumaßnahme ein Verzicht der Gemeinde auf
eine Beitragserhebung im Einzelfall vereinbart werden.

(4) Durch vollständige Zahlung des Ablösungsbetrages und im Falle
des Absatzes 3 auch des vollständigen Anteils der Allgemeinheit
wird die Beitragspflicht für die betreffende Straßenbaumaßnahme
endgültig abgegolten.

(5) Ein Rechtsanspruch auf die Ablösung gem. Abs. 2 oder die Ver-
einbarung gem. Abs. 3 besteht nicht.

§ 9 Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bei-
tragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grund-
stück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentü-
mers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

(2) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nut-
zer an die Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBl I S.
2457) genannten natürlichen oder juristischen Personen des pri-
vaten und des öffentlichen Rechts. Die Beitragspflicht dieses
Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt des Erlasses
des Beitragsbescheides das Wahlrecht über die Bestellung eines
Erbbaurechts oder den Ankauf des Grundstücks gemäß §§ 15 und
16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und
gegen den Anspruch des Nutzers keine der nach dem Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden und Einwendungen
geltend gemacht worden sind; anderenfalls bleibt die Beitrags-
pflicht des Grundstückseigentümers unberührt.

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. Der Bei-
trag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Fall von Abs.
1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht.
(4) Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen des bisherigen
Beitragspflichtigen auf den Rechtsnachfolger über. Die persönli-
che Haftung des Rechtsvorgängers bleibt hiervon unberührt. Die
Rechtsnachfolge ist der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen.

§ 10 Festsetzung, Fälligkeit

Der Beitrag wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat
nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. Das Gleiche gilt für
einen Vorausleistungsbescheid.

§ 11 Kostenersatz für Grundstückszufahrten und -zugänge

(1) Die Beitragspflichtigen nach § 9 haben der Gemeinde den Auf-
wand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung
sowie die Kosten für die Unterhaltung – ausgenommen Straßenrei-
nigung und Winterdienst – einer Grundstückszufahrt zu den dem öffent-
lichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wegen und Plätzen in der tatsäch-
lich geleisteten Höhe (Kostenersatz) zu ersetzen.

(2) Wird eine Überfahrt über einen Geh- oder Radweg aufwendiger
hergestellt, erneuert oder verändert, als es dem regelmäßigen Ver-
kehrsbedürfnis für einen solchen Geh- oder Radweg entspricht,
haben die Beitragspflichtigen nach § 9 die Mehrkosten für den Bau
und die Unterhaltung zu ersetzen; Absatz 1 findet entsprechende
Anwendung.
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(3) Der Ersatzanspruch nach den Absätzen 1 und 2 entsteht mit der
Herstellung der Benutzbarkeit der Grundstückszufahrt bzw. des -
zuganges oder der Überfahrt über den Geh- oder Radweg, im übri-
gen mit der Beendigung der Maßnahme. Für die Erhebung des
Kostenersatzes und die Geltendmachung des Ersatzanspruch gilt
§ 10 entsprechend.

§ 12 Anzeigepflicht

Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse nach Ergehen eines Bei-
trags- oder eines Vorausleistungsbescheides, auch ohne Eintra-
gung im Grundbuch, ist der Gemeinde vom bisherigen Beitrags-
pflichtigen innerhalb eines Monats nach dem Wechsel schriftlich
anzuzeigen. Das Gleiche gilt für den Kostenersatz.

§ 13 Auskunfts- und Duldungspflicht

(1) Die Beitragspflichtigen gem. § 9 und ihre Vertreter sowie Bevoll-
mächtigten haben der Gemeinde jede Auskunft wahrheitsgemäß
und unverzüglich zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung
der Beiträge oder der Vorausleistungsbeiträge oder des Kosten-
ersatzes erforderlich ist.

(2) Die Gemeinde kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs.
1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben den Beauftragten
der Gemeinde hierzu das Betreten oder Befahren des Grundstücks
zu ermöglichen und im erforderlichen Umfang bei den Ermittlun-
gen zu helfen.

§ 14 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Sinne
dieser Satzung 
a) seiner Anzeigepflicht nach § 12 nicht, nicht schriftlich oder nicht

rechtzeitig nachkommt,
b) entgegen § 13 Abs. 1 Auskünfte nicht, nicht vollständig oder

nicht richtig erteilt,
c) entgegen § 13 Abs. 2 Satz 2 den Zutritt nicht gewährt oder das

Betreten seines Grundstücks nicht duldet,
d) entgegen § 9 Abs. 4 Satz 3 die Anzeige nicht oder nicht recht-

zeitig vornimmt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit
einer Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden.

(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils
aktuellen Fassung findet Anwendung. Zuständige Verwaltungs-
behörde ist der Amtsdirektor des Amtes Odervorland.

§15 Zahlungsverzug

Rückständige Abgaben werden im Verwaltungszwangsverfahren
eingezogen. Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz in der jeweils
gültigen Fassung findet Anwendung. Abgabenrechtliche Neben-
forderungen (Säumniszuschläge, Aussetzungs- und Stundungs-
zinsen) werden nach Maßgabe der Abgabenordnung (AO) erhoben.

§ 16 In-Kraft-Treten /Außer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt  rückwirkend zum 01.02.2004 in Kraft. Gleich-
zeitig treten die bisherigen Satzungen außer Kraft.

Briesen, den 28.11.2005

gez. Stumm
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung:
Die o.g. Satzung der Gemeinde Berkenbrück wird öffentlich bekannt
gemacht.
Hinweis: Gemäß § 5 Abs. 4 der GO des Landes Brandenburg
wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der GO gegen die vorstehende Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung gegenüber dem Amt
Odervorland nicht geltend gemacht werden kann. Dies gilt nicht,
wenn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
b) die Satzung nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden ist.

Briesen, den 05.12.2005

gez. Stumm
Amtsdirektor 
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Benutzerordnung für die Bibliothek Briesen (Mark)
Auf Grundlage der §§ 4 Abs. 4 und 5 Abs. 5 und § 16 Abs. 1  der
Amtsordnung (AmtsO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
10.10.2001 (GVBl. I S. 188) in der derzeitig gültigen Fassung hat der
Amtsdirektor in Anwendung des § 9 Abs. 5 der AmtsO im Einver-
nehmen mit dem Amtsausschussvorsitzenden folgende Benutzer-
ordnung mit Gebührentarif bestätigt:

§ 1 Allgemeines

Die Bibliothek Briesen ist eine öffentliche Einrichtung. Jedermann
ist im Rahmen dieser Ordnung berechtigt, auf öffentlich-rechtlicher
Grundlage Medien aller Art zu entleihen und die Einrichtung der
Bibliothek zu nutzen.

§ 2 Anmeldung

(1) Die Benutzer melden sich persönlich unter Vorlage des Perso-
nalausweises an. Bei Kindern und Jugendlichen bis zum vollende-
ten 16. Lebensjahr kann die Bibliothek die schriftliche Erlaubnis
der Eltern oder des Erziehungsberechtigten verlangen.

(2) Die Benutzer bzw. gesetzlichen Vertreter erkennen die Benut-
zerordnung bei der Anmeldung durch eigenhändige Unterschrift an.

(3) Eltern können die Nutzung bestimmter Medien durch ihre Kinder
auf dem gesonderten Anmeldeformular einschränken.

(4) Die bei der Anmeldung ausgestellte Lesekarte verbleibt in der
Bibliothek.

(5) Die Benutzer haben die Pflicht, Veränderungen ihres Namens
oder der Anschrift unverzüglich mitzuteilen.

§ 3 Leistungen der Bibliothek/Ausleihe

(1) Die Leiterin der Bibliothek unterstützt den Benutzer durch Bera-
tung, Auskunft und Information.

(2) Für ausgeliehene Medien können Vorbestellungen aufgegeben
werden.

(3) Bücher werden für 4 Wochen ausgeliehen,
MC, CD, Zeitungen für 2 Wochen ausgeliehen,
Spiele, CD-Rom für 1 Woche   ausgeliehen und
Videos, DVD für        3 Tage ausgeliehen.

(4) Liegt für eine einheitliche Medieneinheit keine Vorbestellung vor,
kann die Leihfrist auf Antrag verlängert werden.

(5) Die Bibliothek ist berechtigt, entliehene Medien jederzeit zurück-
zufordern.

§ 4 Pflichten der Benutzer

(1) Der Benutzer ist verpflichtet, die entliehenen Medien sorgfältig
zu behandeln und sie vor Veränderung, Beschmutzung und Beschä-
digung zu bewahren.

(2) Der Verlust entliehener Medien ist der Bibliothek unverzüglich
anzuzeigen.

Änderung der "Ordnung über die Nutzung der Sporthalle des Amtes Odervorland in
Briesen" geändert durch den Amtsdirektor in Anwendung des § 9 Abs. 5 der AmtsO

im Einvernehmen mit dem Amtsausschussvorsitzenden vom 28.11.2005
Nutzungsentgelt
Für die in der vorstehenden Ordnung zahlungspflichtigen Nutzer der Sporthalle gilt folgende Preisfestsetzung:

Nutzer Preis
je Trainingsstunde 
(die Trainingseinheit beträgt 90 Minuten)

1. Vereine

1.1. eingetragene Vereine aus dem Amt Odervorland und der amts-
angehörigen Gemeinden

werktags in der Zeit von 15:00 8,00 € je Hallenteil
bis 19:00 Uhr 16,00 € je Gesamtnutzung der Halle

werktags ab 19:00 bis 22:00 Uhr sowie 13,00 € je Hallenteil
am Samstag, Sonntag und an Feiertagen 26,00 € je Gesamtnutzung der Halle

(3) Für jede Beschädigung oder den Verlust ist der Benutzer Scha-
denersatzpflichtig. Der Schadenersatz von Medien richtet sich nach
den tatsächlichen Kosten, die der Bibliothek zur Beschaffung neuer
Medien entstanden sind.

(4) Für Medien, die nach Ablauf der Leihfrist nicht zurückgegeben
wurden und das Mahnverfahren erfolgte, sind alle Aufwendungen
sowie das Porto für die Mahnungen durch ihn zu begleichen.

§ 5 Video-DVD-Ausleihe

(1) Die Ausleihe von Videos und DVD beträgt 3 Tage.

(2) Die Videos müssen zurückgespult abgegeben werden.

(3) Die Videos und DVD dürfen nicht öffentlich vorgeführt werden.

(4) Der Benutzer ist im Interesse der Allgemeinheit verpflichtet, emp-
fangene Videos und DVD sorgsam und schonend zu behandeln und
vor Beschädigung und Verschmutzung zu bewahren.

(5) Die ausgeliehenen Videos und DVD dürfen nicht an Dritte wei-
tergegeben werden.

(6) Der Verlust oder die Beschädigung der Videos und DVD sind
unverzüglich anzuzeigen. Für den Verlust und jede Beschädigung
ist der Benutzer in vollem Umfang schadenersatzpflichtig. Falls dem
Benutzer kein Verschulden trifft, hat er dies nachzuweisen.

§ 6

Jahreskarte (gültig 12 Monate)
Erwachsene 12,00 €
Kinder und Jugendliche 0,00 €

ermäßigt (Auszubildende, Studenten,
Wehr-, Zivildienstleistende) 6,00 €

Monatskarte Erwachsene 2,00 €

Entgelte für die Bearbeitung von Mahnungen
lt. Landesregelung

Fernleihe (zgl. Porto u. Versandkosten) 1,00 €

Einarbeitungspauschale 2,00 €
(Wieder-/Ersatzbeschaffung)

§ 7 Benutzerordnung

Jeder Benutzer erkennt die Benutzerordnung an.

§ 8

Die Benutzerordnung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Benutzerordnung vom 12.05.2003 außer Kraft.

Briesen, den 28.11.2005 Briesen, den 28.11.2005

gez. Schindler gez. Stumm
Amtsausschussvorsitzender   Amtsdirektor
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Jahresangebot 1 x pro Woche 310,00 € je Hallenteil
(in der Zeit v. Montag-Freitag) 510,00 € je Gesamtnutzung der Halle

1.2. nichteingetragende Vereine aus
dem Amt Odervorland und den amtsangehörigen Gemeinden
werktags in der Zeit von 15:00 – 19:00 Uhr 11,00 € je Hallenteil

22,00 € je Gesamtnutzung der Halle

werktags ab 19:00 Uhr sowie 16,00 € je Hallenteil
am Samstag, Sonntag und an Feiertagen 32,00 € je Gesamtnutzung der Halle

Jahresangebot 1 x pro Woche 510,00 € je Hallenteil
(in der Zeit v. Montag—Freitag)                       1020,00 € je Gesamtnutzung der Halle

1.3. Jugendarbeit eingetragene Vereine
innerhalb u. außerhalb des Territoriums des Amtes
Jugendtrainingsgruppen je Altersklasse 1 x pro Woche kostenfrei

2. Sportvereine aus nicht amtsangehörigen Gemeinden 21,00 € je Hallenteil
42,00 € je Gesamtnutzung der Halle

3. Sportturniere/ Veranstaltungen

3.1 amtsangehörige Vereine ganze Halle         205,00 € pro Tag
Tribüne 30,00 € pro Tag
Jugendraum 30,00 € pro Tag

3.2 Vereine außerhalb des Amtes
Anwendung auch, wenn Veranstalter ganze Halle          300,00 € pro Tag
ein amtsangehöriger Verein ist Tribüne 50,00 € pro Tag

Jugendraum 50,00 € pro Tag

3.3 Jugendsportveranstaltungen
eine Veranstaltung je Altersklasse bzw.
Jugendgruppe kostenfrei
jede weitere Veranstaltung ganze Halle        100,00 € pro Tag

Tribüne 25,00 € pro Tag
Jugendraum 25,00 € pro Tag

In den vorgenannten Preisen ist die Benutzung der Toiletten, Waschräume und der Umkleideräume einschließlich deren Reinigung ent-
halten. Es wird keine Haftung für die in der Garderobe bzw. in den Umkleideräumen abgelegten Sachen übernommen.

4. Veranstaltungen anderer Träger bzw. anderer Art *) 
ganze Halle 50,00 € pro Stunde
Tribüne 40,00 € pro Tag
Jugendraum            40,00 € pro Tag

*) Je nach Veranstaltungsdauer und -art können im Einzelfall gesonderte Auflagen und Preise durch den Amtsdirektor angewiesen werden.

5.0       alleinige Nutzung des Jugendraumes
Kinder- und Jugendveranstaltungen kostenfrei

amtsangehörige Vereine mit Jahresverträgen 125,00 €/Jahr

Einzelveranstaltung der Vereine bzw. 
sonstige Nutzung (z.B. Versammlungen oder Schulungen)   15,00 € pro Stunde
kommerzielle Nutzung 25,00 € pro Stunde

Impressum:

Herausgeber: Amt „Odervorland“
Sitz: Briesen/Mark, Bahnhofstraße 3

Anzeigen: Briesen (Mark), Bahnhofstraße 3

Herstellung: Schlaubet  al-Druck-Kühl OHG und 
Verlag
Mixdorfer Straße 1, 15299 Müllrose

Das Amtsblatt erscheint einmal monatlich kostenlos in allen
Haushalten des Amtes.

Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,

das Gesetz über die Statistik der Bautätigkeit im Hochbau und die
Fortschreibung des Wohnungsbestandes (Hochbaustatistikgesetz-
HBauStatG) regelt, dass für den Abbruch von Wohngebäuden auch
die Eigentümer zur Auskunft verpflichtet sind.
Mit Ihren Angaben sichern Sie die Aktualität der jährlichen Fort-
schreibung des Wohnungs- und Wohngebäudebestandes für
Ihre Gemeinde.

Melden Sie deshalb als Eigentümer
• den Abbruch von Wohngebäuden bis 1000 m2 umbauten Raum,
• den Abgang von Gebäudeteilen mit Wohnraum (Wohnräume,

Wohnungen)
•  die Nutzungsänderung von Wohnraum
an den LDS Brandenburg.

Die Erhebungsunterlagen liegen für Sie kostenfrei bei Ihrem Amt,
Ihrer amtsfreien Gemeinde bzw. kreisfreien Stadt bereit.

Beachten Sie bitte, dass der Abbruch von Wohngebäuden mit mehr
als 1000 m2 umbauten Raum zusätzlich bei der zuständigen Bau-

Bauabgangsstatistik 2005

aufsichtsbehörde anzuzeigen ist.
In diesen Fällen reichen Sie bitte den ausgefüllten Erhebungsbo-
gen zur Bauabgangsstatistik bei der Bauaufsichtsbehörde ein.

Landesbetrieb für Datenverarbeitung
und Statistik Brandenburg
Potsdam, im November 200


